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Der Weg, der seit Jahrzehnten in Deutschland be-
schritten wird, führt zu einer Spaltung der Ge-
sellschaft, die für die Arbeiterwohlfahrt nicht 
hinnehmbar ist. Der umstrittene Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung 2013 zeigt 
dramatische Tendenzen auf, und das obwohl sich 
die Bundesregierung viel Mühe gegeben hat, be-
sonders problematische Entwicklungen mög-
lichst zu glätten und zu verbergen. Die Ungleich-
heit vor allem der Vermögen hat in Deutschland 
besorgniserregende Ausmaße angenommen und 
wächst weiter, die untere Hälfte der Haushalte in 
Deutschland verfügt nur über rund ein Prozent 
des gesamten Nettovermögens. Die oberen zehn 
Prozent besitzen dagegen fast 60 Prozent. 1970 
lag dieser Wert noch bei 44 Prozent. Die Zahl der 
Millionäre ist in Deutschland zuletzt überdurch-
schnittlich gestiegen, heißt es im World Wealth 
Report 2012. 

Armut wird andererseits immer bedrohlicher und 
trifft immer breitere Schichten. Vor allem wird es 
immer schwieriger für Menschen, sich aus Armuts-
lagen wieder herauszuarbeiten: Armut verfestigt 
sich am unteren Rand. Europäische Vergleichs-
daten zeigen deutlich, dass gerade die Armuts-
quote der Erwerbstätigen deutlich steigt (dies 
belegen z. B. Lohmann und Andreß in den WSI-
Mitteilungen 64/4 von 2011). Hinter diesen Pro-
zessen stehen unter anderem ein Anwachsen des 
Niedriglohnsektors, immer mehr alleinverdienen-
de Niedriglöhner und negative Entwicklungen im 
Verhältnis von Einkommen und Bedarf. Gleichzei-
tig gelingt es so gut wie nicht, Langzeitarbeitslo-
se dabei zu unterstützen, sich aus ihren prekären 
Lebenslagen zu befreien. Über 3,3 Millionen Men-
schen zwischen 15 und 65, die grundsätzlich eine 
Arbeit aufnehmen könnten, erhielten im Dezem-
ber 2011 bereits länger als 12 Monate Leistungen 
der Grundsicherung. Auch das Armutsrisiko von 
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Kindern unter 18 Jahren ist im Zeitverlauf tenden-
ziell angestiegen. Laut den Zahlen des Soziökono-
mischen Panels (SOEP) liegt die Armutsrisikoquo-
te von Kindern unter 18 Jahren bei 19,4 Prozent. 
Damit leben 2,5 Millionen Kinder und Jugendliche 
in 1,5 Millionen Haushalten von einem Einkom-
men unterhalb der 60-Prozent-Armutsschwelle. 
Besonders die Kinder von Alleinerziehenden sind 
hier betroffen: 40 Prozent der Alleinerziehenden 
in Deutschland beziehen Arbeitslosengeld II (Sta-
tistiken von IAB und BA). Deutschland teilt sich 
immer mehr auf in wenige Gewinner und viele 
Verlierer. Und das geschieht in einem der führen-
den Industrieländer der Erde. Dass dieser Trend 
sich eher verstärken wird, zeigt auch der Blick auf 
die zentralen Handlungsfelder, die im Folgenden 
benannt werden. 

I.1. Zentrale Handlungsfelder

Einige Trends bedrohen die Grundlage unserer 
Gesellschaft unmittelbar. Sie zeigen, dass die ein-
gangs skizzierten Entwicklungen logische Folgen 
von Politiken und Entwicklungen in gesellschaft-
lichen Teilbereichen sind. 

Niedrige Bildung heißt schlechtere Chancen 

Das Arbeitslosigkeitsrisiko hängt eng mit der Qua-
lifi kation zusammen: Je niedriger sie ist, desto 
schlechter ist die Position auf dem Arbeitsmarkt. 
Das belegen Zahlen des IAB einmal mehr (IAB-
Kurzbericht 4/2013). Frühzeitige Förderung – vor 
allem von Benachteiligten – ist somit eine Inves-
tition, die sich im Laufe der Zeit vielfach bezahlt 
macht. Der Trend weist hier in die falsche Rich-
tung, denn die Aufstiegsmobilität verringert sich: 
Laut dem OECD-Bildungsbericht von 2012 errei-
chen 22 Prozent der jungen Menschen nicht das 
Bildungsniveau ihrer Eltern. Nur 20 Prozent der 
Jüngeren schaffen einen höheren Bildungsab-
schluss, als ihn Vater oder Mutter besitzen. Der 
Schnitt der anderen wichtigen Industrienationen 
liegt bei 37 Prozent. Den Mangel an Aufstiegsmo-
bilität bestätigen auch der nationale Bildungsbe-
richt der Bundesregierung sowie weitere Studien, 
z. B. des DIPF. 

Gute Wohnlage nur noch für Reiche 

Adäquater Wohnraum und ein intakter Sozial-
raum sind für alle Menschen wichtig. Nicht zuletzt 
sind sie Voraussetzungen für die Entwicklung von 
Selbstwertgefühl und das gesunde Aufwachsen 
von Kindern. In den Großstädten lassen die ge-
stiegenen Büronutzungen und die erhöhte Woh-
nungsnachfrage besser verdienender Haushalte 
die Mieten steigen. Gleichzeitig steigen die Strom-
kosten immer weiter. Auf diese Weise werden sozi-
al benachteiligte Personengruppen aus ihren an-
gestammten Wohnquartieren verdrängt und eine 
sozialräumliche Spaltung in arm und reich herge-
stellt. Der Bestand an Sozialwohnungen ist rapide 
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zurückgegangen, weil die Bindungen ausgelaufen 
sind. Im Jahr 2013 bestehen nur noch 6,4 Prozent 
des Wohnungsbestands insgesamt aus Sozialwoh-
nungen (siehe Stellungnahme des Deutschen Mie-
terbunds zur Anhörung des Verkehrsausschusses 
im Deutschen Bundestag vom 5. Juni 2013). 

Zuwanderung braucht Rahmenbedingungen 

Zuwanderung ist Dauerthema und lässt sich auf-
grund der unterschiedlichen Motive, Problemla-
gen und Qualifi kationen von Migrantinnen und 
Migranten kaum allgemein beschreiben oder 
analysieren. Wie auch immer man Zuwanderung 
betrachtet: Als notwendiger Schritt, um den Rück-
gang des Erwerbspersonenpotentials zu begren-
zen (Handbuch Arbeitsmarkt des IAB 2013), als 
Herausforderung für das Zusammenleben in Kom-
munen (Positionspapier des Deutschen Städtetags 
02/2013), als menschenrechtliche Verpfl ichtung 

(Memorandum zur Flüchtlingsaufnahme von AWO 
und anderen Organisationen) oder einfach als 
Chance für den Erhalt einer lebendigen und zu-
kunftsfähigen Gesellschaft: In jedem Fall erfordert 
Zuwanderung eine soziale Flankierung und ver-
nünftige politische Rahmenbedingungen. Diese 
fehlen jedoch an vielen Stellen, weshalb Notlagen 
und soziale Probleme gerade bei Zuwanderinnen 
und Zuwanderern tendenziell zunehmen. 

Brüchige Erwerbsbiografi en 

Das DIW belegt, dass im Zeitverlauf immer mehr 
Menschen von Teilzeit und Diskontinuitäten ge-
prägte Erwerbsmuster aufweisen. Der klassische 
Vollzeittyp, der kontinuierlich vollzeitbeschäftigt 
ist, nimmt dagegen über die betrachteten Kohor-
ten hinweg immer mehr ab (DIW Wochenbericht 
23/2012). 

Erwerbsverlaufstypen nach Kohorten, Geschlecht und Region 
(Anteile in Prozent)

Westdeutschland Ostdeutschland
Kriegs-
Kohorte

Nachkriegs-
Kohorte

Babyboomer-
Kohorte

Kriegs-
Kohorte

Nachkriegs-
Kohorte

Babyboomer-
Kohorte

Männer
Bildungs-/Vollzeit-Typ 19,1 19,4 26,2 19,8 13,4 12,6
Vollzeit-Typ 79,2 73,6 64,5 79,4 82,0 64,2
Diskontinuierlicher Typ 1,0 4,7 6,8 0 3,7 21,3
Teilzeit-Typ 0,7 2,2 2,3 0,8 0,8 1,9
Hausfrauen-/Teilzeittyp 0 0,1 0 0 0 0
Hausfrauen-Typ 0 0 0,2 0 0 0

Frauen
Bildungs-/Vollzeit-Typ 14,7 17,4 14,9 26,6 21,3 18,4
Vollzeit-Typ 24,0 21,3 16,9 52,8 53,4 31,2
Diskontinuierlicher Typ 4,6 5,9 7,7 1,6 11,9 20,8
Teilzeit-Typ 12,3 20,0 31,0 11,5 10,8 26,1
Hausfrauen-/Teilzeittyp 16,5 16,3 16,6 5,9 2,1 2,8
Hausfrauen-Typ 27,9 19,1 12,9 1,8 0,5 0,7

Quellen: LAW-Life nach DIW Berlin 23/2012



Solidarischer Sozialstaat

Bundesregierung und Bundesagentur für Arbeit 
schönen diese Entwicklung immer wieder, wenn 
sie den Anteil der sozialversicherungspfl ichtig Be-
schäftigten an allen Erwerbstätigen herausstel-
len. Dieser Wert liegt bei etwa 70 Prozent, ist aber 
nach Zahlen des Statistischen Bundesamts eben-
falls deutlich gesunken. 1992 lag der Anteil der 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten noch 
bei rund 77 Prozent. Das heißt: Brüchige Erwerbs-
biografi en, die von Minijobs, Arbeitslosigkeit, 
Zeitarbeit, Soloselbständigkeit etc. geprägt sind, 
werden immer mehr zum „Normalfall“. 

Altersarmut wird zum Massenphänomen 

Weil die Erwerbsbiografi en brüchig werden und 
die Renten aufgrund der Reformen der vergan-
genen Jahre sinken, müssen Menschen im Alter 
künftig mit immer geringeren Einkommen rech-
nen. In Ostdeutschland werden die durchschnitt-
lichen (!) Renten schon in den nächsten Jahren 
unter das Niveau der Grundsicherung abrutschen. 
Daneben sind insbesondere Frauen überproporti-
onal von Armut im Alter bedroht. Zahlreiche Pub-
likationen belegen dies, ebenso wie eine Tagung 
„Altersarmut“ des AWO Bundesverbands, die im 
Oktober 2012 zahlreiche Expertinnen und Exper-
ten zusammengebracht hat (siehe hier auch die 
Tagungsdokumentation unter http://www.awo-
informationsservice.org/ sowie den ZeS-Report 
17/2012). 

I.2. Erosion des Sozialstaates

Alle aufgezeigten Problemlagen und Handlungs-
felder erfordern einen starken Sozialstaat und ei-
ne aktive Sozialpolitik, die als Investition in die 
Zukunft notwendig ist. Gefordert sind zum einen 
auskömmliche Transfersysteme und zum anderen 
eine weitere Ausgestaltung eines Sozialstaats, der 
unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips qua-
litativ hochwertige Dienstleistungen bereitstellt. 
Zu beobachten ist jedoch eine gegenteilige Ent-
wicklung, die als Erosion des Sozialstaats, sei-
ner Dienstleistungen und seiner Infrastruktur be-
zeichnet werden kann. 

Weniger Staatsvermögen 

Die gegenwärtige Entwicklung in Bezug auf die 
Rolle des Staates kann anhand der folgenden Da-
ten des Armuts- und Reichtumsberichts der Bun-
desregierung von 2013 verdeutlicht werden. Das 
gesamte Volksvermögen ist seit 2007 um fast 
zwei Billionen Euro gewachsen. Das Nettovermö-
gen der privaten Haushalte hat sich in den letz-
ten 20 Jahren mit rund 15 Billionen Euro mehr 
als verdoppelt. Das Nettovermögen des Staates ist 
jedoch gleichzeitig um rund 800 Milliarden Euro 
gesunken – ein Ergebnis der Privatisierungen der 
letzten Jahrzehnte. Bund, Länder und Kommu-
nen sind mit über zwei Billionen Euro verschul-
det. Die gesamten staatlichen Investitionstätig-
keiten sind gemessen an der Wirtschaftsleistung 
seit Jahren viel zu niedrig und weiter rückläufi g. 
Der Anteil öffentlicher Investitionen am BIP liegt 
weit unter dem EU-Durchschnitt (siehe Handels-
blatt vom 23.05.2013). Hier führt die Schulden-
bremse, die im Grundgesetz verankert wurde und 
auf einen Beschluss der Föderalismuskommission 
zurückgeht, zu einer weiteren Verschärfung. Sie 
sieht vor, dass alle Gebietskörperschaften spätes-
tens im Jahr 2020 ausgeglichene Haushalte vor-
weisen (mit einigen Übergangsregeln). Der Bund 
darf ab 2016 faktisch keine Kredite mehr aufneh-
men und sich nur noch bis zu einer Höhe von ma-
ximal 0,35 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
verschulden. Dies sind in absoluten Zahlen rund 
zehn Milliarden Euro. 
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Kürzungen in zentralen Bereichen des Sozialstaats 

Mittelfristiges Ziel der Haushaltplanungen der 
Bundesregierung ist ein „annähernd ausgegliche-
ner Haushalt“ bis zum Jahr 2016. Das Ziel soll vor 
allem durch Ausgabenkürzungen erreicht werden. 
Der Bund spart in erster Linie im Sozialhaushalt. 
Im Sozialen Bereich werden von 2011 bis 2014 
rund 30 Milliarden Euro eingespart, weit mehr als 
in allen anderen Bereichen. Hier hat die Bundes-
regierung im Bereich der Arbeitsmarktpolitik be-
gonnen. Die Fördermittel des Bundes für die ak-
tive Arbeitsförderung sind massiv gekürzt worden 
(siehe auch Tagungsdokumentation „Zukunft der 
Arbeitsförderung“ der AWO vom März 2012). Die 
Eingliederungsmittel für aktive Arbeitsmarktpolitik 
betrugen im Jahr 2010 noch 6,4 Milliarden Euro, 
2011 waren es 4,7 Milliarden Euro, in 2012 dann 
3,8 Milliarden Euro, und für 2013 sind nur noch 
3,3 Milliarden Euro veranschlagt. 

Der jüngste Anstieg der Arbeitslosenzahlen ist un-
ter anderem ein Ergebnis der Streichungspolitik 
bei den arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Hier 
ist man wieder zurückgekehrt zu einer Politik, die 
nur denen hilft, die ohnehin schon bessere Chan-
cen am Arbeitsmarkt haben. Von erheblichen Kür-
zungen betroffen sind auch das erfolgreiche Pro-
gramm „Soziale Stadt“, der Gesundheitsfonds und 
die Rentenversicherung sowie viele andere kleine-
re Posten wie z. B. die Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes. Das Programm „Soziale Stadt“ ist bei-

spielhaft. Es hatte in 2010 noch ein Volumen von 
95 Millionen Euro, bevor es dann in 2011 auf 28,5 
Millionen Euro zusammengestrichen wurde. Dar-
auf folgte eine leichte Anhebung auf 40 Millionen 
(2012) und 50 Millionen Euro (2013), die jedoch 
im Vergleich zum ursprünglichen Finanzrahmen 
noch immer weit zurückbleibt. In zentralen Be-
reichen des Sozialstaats fehlen Investitionen, die 
dringend nötig wären, um die sozialen Bereiche 
zukunftsfest zu machen. Allein in den nächsten 
zehn Jahren benötigt die Pfl egewirtschaft, nach 
einer Untersuchung des Rheinisch-Westfälischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (RWI) mehr als 
77.000 zusätzliche Fachkräfte. Diese Lücke ist an-
gesichts der niedrigen Löhne kaum zu schließen. 

Kommunale Investitionen werden 
zurückgeführt statt erweitert 

Von einem Rückgang der Investitionen sind letzt-
lich alle Bereiche der Daseinsvorsorge bedroht. Das 
betrifft die Energieversorgung, den Öffentlichen 
Personennahverkehr, die Abfallentsorgung u.v.m. 
Der Deutsche Landkreistag hat 2012 im Rahmen 
seines Jahresberichts zur fi nanziellen Situation der 
Landkreise vor „dramatisch zurückgehenden öf-
fentlichen Investitionen im kommunalen Bereich“ 
gewarnt und unter anderem die Kinderbetreu-
ung besonders hervorgehoben. Der gesamte Inf-
rastrukturrückstand wird auf rund 12,5 Milliarden 
Euro beziffert. Betroffen ist die gesamte Versor-
gung, aber in hohem Maße eben auch die soziale 
Arbeit vor Ort. In den Städten ist die Lage ähnlich, 
die Bundes-SGK artikuliert in ihrem Gemeindefi -
nanzbericht zudem eine „wachsende Schere zwi-
schen armen und reichen Kommunen“. Die Stra-
tegie der vergangenen 20 Jahre, zentrale Bereiche 
der Daseinsvorsorge zu privatisieren, um so Ein-
sparungen und kurzfristige Gewinne zu erzielen, 
kann als gescheitert angesehen werden. Sie hat 
zu einem weiteren Abbau an Leistungen gesorgt 
(siehe dazu auch Diskussionspapier von Groth und 
Wintermann 2013). Länder und Kommunen sind 
letztlich kaum noch handlungsfähig. Vor Ort bil-
den sich z. B. in Hamburg Bündnisse gegen die 
„Rotstiftpolitik“ (siehe Hamburger Bündnis ge-
gen Rotstift), die Kürzungen in der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit, bei der Arbeitsförderung, 
bei den Zuwendungsempfängerinnen bzw.-emp-
fängern und im öffentlichen Dienst vehement kri-
tisieren und auf die negativen Langzeitfolgen hin-
weisen. 
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I.3. Erosion des 
Subsidiaritätsprinzips 

Subsidiarität ist ein entscheidendes Prinzip unse-
rer politischen und gesellschaftlichen Ordnung. Es 
wurde in Ablehnung eines übergriffi gen und to-
talitären Staates erkämpft und hat sich lange be-
währt – gerade auch als Stützpfeiler unseres So-
zialstaats. Die gemeinnützigen Organisationen 
sind das ökonomische und zivilgesellschaftliche 
Rückgrat des sogenannten Dritten Sektors (siehe 
Ergebnisbericht des Wissenschaftszentrum Berlin 
2012). Mit ihrer Rolle als Selbsthilfeorganisation, 
Mitgliederverband und soziale Vertretungsorgani-
sation vertritt die AWO als Wohlfahrtsverband das 
Gemeinwohl und bietet gleichzeitig subsidiär als 
einst privilegierter Träger staatlicher Sozialaufga-
ben Leistungen für viele Menschen an. Etwa seit 
Mitte der 1990er Jahre haben sich die Rahmen-
bedingungen für die Leistungserbringung durch 
die Freien Träger drastisch verändert – ein Pro-
zess, der mit Vermarktlichung beschrieben werden 
kann. Zum einen wurden neue Steuerungsmodi 
eingeführt. Hier sind in erster Linie neue Finan-
zierungsmodi, neue Vertragsformen und verän-
derte Vergabepraktiken zu nennen. Zum anderen 
haben sich in Reaktion darauf auch betriebswirt-
schaftliche Organisationsformen im Dritten Sektor 
zunehmend durchgesetzt. Entstanden sind hoch 
regulierte „Quasi-Märkte“, in denen öffentliche 
Auftraggeber mit vorab defi nierten Leistungszie-
len und klaren betriebswirtschaftlichen Zielvorga-
ben agieren, um auf diese Weise die Kosten weiter 

zu drücken. Hinzu kommen eine durch zahlreiche 
Änderungen des Sozialrechts erreichte faktische 
Gleichstellung von gemeinnützigen Organisatio-
nen mit privat-gewerblichen Anbietern, durch die 
sich der Druck auf erstere ebenfalls erhöhte, und 
eine weitere Flankierung dieser Entwicklungen 
durch den EU-Binnenmarkt (zu den skizzierten 
Entwicklungen siehe Discussion Paper von Patrick 
Droß 2013, Diskussionspapier von Groth und Win-
termann 2013, oder den Beitrag von Stadler im 
Archiv für Wissenschaft und Praxis des Deutschen 
Vereins 2013). Letztlich werden die frei gemein-
nützigen Träger und Einrichtungen immer mehr 
zu marktförmigen Dienstleistungserbringern, die 
in den oben beschriebenen überregulierten Qua-
si-Märkten bestehen müssen. Auf der einen Seite 
sind sie gefordert, die hohen betriebswirtschaftli-
chen Anforderungen zu erfüllen, auf der anderen 
Seite haben sie kaum Möglichkeiten, Preis und 
Angebot selber mitzugestalten. In dem Maße, in 
dem sie in Reaktion auf diese Entwicklungen in 
einem auf Lohnkonkurrenz ausgerichteten Markt 
für niedrige Personalkosten sorgen, verlieren sie 
auch ihre Glaubwürdigkeit als zivilgesellschaft-
liches Rückgrat. Insgesamt erodiert das Subsidi-
aritätsprinzip zu Lasten der Zivilgesellschaft, der 
Qualität der sozialen Arbeit und der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die hier tätig sind. 
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Letztlich ist angesichts der hier nur kursorisch skiz-
zierten Entwicklungen eine Neubegründung des 
Sozialstaats zwingend notwendig, um Deutsch-
land zukunftsfähig zu machen. Hierzu sind ver-
schiedene Maßnahmen zwingend notwendig. Zu 
unterscheiden ist

1. in Maßnahmen, die die Einnahmebasis des 
Staates verbessern und für mehr Verteilungs-
gerechtigkeit sorgen,

2. in Investitionen in den Sozialstaat. 

Der AWO geht es im Kern um einen solidarischen 
Sozialstaat, der über ausreichende soziale Siche-
rungssysteme verfügt, mit qualitativ hochwertigen 
Dienstleistungen und Programmen präventiv för-
dert, die Bildung der Menschen gezielt auf- und 
ausbaut und ihnen hilft, für sich selbst zu sorgen 
und darüber hinaus eine Infrastruktur bereitstellt, 
die Teilhabe ermöglicht. Genau dieser Sozialstaat 
ist in Deutschland vergleichsweise schwach aus-
gebaut. Wir fordern Investitionen in den Sozial-
staat und seine Infrastruktur sowie eine Stärkung 
des Subsidiaritätsprinzips. Das bedeutet eine In-
vestition in die Zukunft, durch die Menschen zur 
Teilhabe befähigt und von fi nanziell bedingten 
Existenzsorgen befreit werden. 

II.1 Einnahmen erhöhen und 
gerecht verteilen 

Verschiedene Maßnahmen sind dringend not-
wendig, um die staatlichen Einnahmen zu erhö-
hen und für eine sinnvolle und gesellschaftser-
haltende Umverteilung zu sorgen. 

Finanztransaktionssteuer umsetzen  

Seit 2011 ist die Einführung einer Finanztransak-
tionssteuer gut vorangekommen. Zwölf europäi-
sche Länder wollen derzeit die Steuer einführen 
und dabei die sogenannte „verstärkte Zusam-
menarbeit“ nutzen. Die Finanztransaktionssteu-
er soll auf Bankgeschäfte erhoben werden, die 
bislang von einer Besteuerung gänzlich ausge-
nommen sind. In ihrem Vorschlag vom Septem-
ber 2011 sieht die Europäische Kommission vor, 
Aktien und Anleihen mit 0,1 Prozent und Deriva-
te mit 0,01 Prozent zu besteuern und rechnet so 
mit Einnahmen von 57 Milliarden Euro. An dieser 
Stelle besteht aus Sicht der AWO Nachbesserungs-
bedarf, etwa im Hinblick auf die Berücksichtigung 
des Devisenhandels und einen einheitlichen Steu-
ersatz. Weil der Widerstand von Seiten der Invest-
mentbanken wächst, gilt es, weiter für diese For-
derung zu kämpfen. Gleichzeitig wird es jedoch 
darum gehen, klare politische Entscheidungen zur 
Mittelverwendung herbeizuführen, denn die Ein-
nahmen müssen für sinnvolle Investitionen in die 
Zukunft eingesetzt werden. Es wäre mehr als ein 
wichtiges Zeichen, wenn der Finanzsektor durch 
die Steuer endlich an den Kosten zur internati-
onalen und nationalen Armutsbekämpfung so-
wie zum Klimaschutz beteiligt wird. In Deutsch-
land geht es beispielsweise um Investitionen in 
Bildung und Betreuung, in den Übergang Schule-
Beruf, in die Förderung der Inklusion gesellschaft-
lich benachteiligter Gruppen und die Stärkung der 
Gesundheitsförderung. 

II. AWO-Forderungen für den solidarischen Sozialstaat
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Vermögensbesteuerung neu gestalten 

In den letzten Jahrzehnten ist der Anteil der 
Staatseinnahmen aus vermögensbezogenen Steu-
ern immer weiter gesunken, während Vermögen 
und Einkommen selbst sich weiter konzentriert 
haben. Daher fordert die AWO, an dieser Stelle 
konsequent anzusetzen. Konkret sind die folgen-
den Schritte anzugehen: 

• Die Abgeltungssteuer ist abzuschaffen. Ver-
äußerungsgewinne aus dem Verkauf von Fi-
nanztiteln sowie Dividenden und Zinsen im 
Privatbereich werden seit 2009 unabhängig 
von der Behaltedauer der zugrunde liegen-
den Finanztitel an der Quelle mit einer Ab-
geltungssteuer von 25 Prozent besteuert. Die 
AWO fordert die Rückführung der Vermögens-
zuwächse in die progressive Besteuerung im 
Rahmen des regulären Einkommenssteuerta-
rifs. Ziel ist eine angemessene Beteiligung von 
Menschen mit hohen Einkommen aus Geld-
anlagen an der Finanzierung der vielfälti-
gen Aufgaben, vor denen unsere Gesellschaft 
steht. 

• Die Vermögenssteuer ist wieder zu erheben. 
Seit 1997 wird sie nicht mehr erhoben, da der 
Gesetzgeber auf die aufgrund eines Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts von 1995 erfor-
derliche Reform des Bewertungsverfahrens für 
Grund- und Immobilienvermögen verzichtete. 

• Die Freibeträge bei der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer sind deutlich zu senken. 
Ebenfalls zu senken sind die Schwellenwer-
te, vor allem beim Spitzensteuersatz. Mit den 
Reformen aus den Jahren 2009/2010 wurden 
sowohl im betrieblichen als auch im priva-
ten Bereich sehr hohe Freibeträge eingeführt. 
Für betriebliches Vermögen ist unter Umstän-
den vollständige Steuerfreiheit möglich. Die 
Steuersätze betragen für nahe Verwandte 
7 bis 30 Prozent. Der Schwellenwert, ab dem 
der höchste Steuersatz von 30 Prozent greift, 

liegt bei 26 Millionen Euro. Erbschaften und 
Schenkungen zugunsten von Nicht-Verwand-
ten werden mit maximal 50 Prozent besteu-
ert. Eine Reform muss den Schutz von Fami-
lienbetrieben beachten und selbst genutzten 
Wohnraum ebenfalls begünstigen. Auch unter 
Beachtung dieser Prämissen ist noch sehr viel 
Raum für eine Senkung der Freibeträge und 
eine Anhebung der Steuersätze. 

• Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der 
Einkommenssteuer, der zwischen 2000 und 
2002 von 56 auf 42 Prozent gesenkt wurde. 
Eine Erhöhung auf mindestens 49 Prozent ist 
dringend geboten. 

Gerade von einer höheren Besteuerung von Ver-
mögen erwartet sich die AWO zum einen eine Ver-
besserung der Einnahmesituation des Staates. 
Gleichzeitig geht es der AWO jedoch auch um die 
Umverteilungswirkungen, die vor allem dann ge-
geben sind, wenn die durch Vermögensbesteu-
erung erzielten Einnahmen in bessere Chancen 
für wenig Vermögende investiert werden. Wei-
tere Steuerreformen sind anzugehen. Dazu ge-
hört auch die Überprüfung wie im Steuervollzug 
mehr Effi zienz durch bessere personelle Ausstat-
tung von Steuerfahndung und –prüfung erreicht 
werden kann. In diesem Zusammenhang spricht 
sich die AWO im Grundsatz für eine Abschaffung 
der Straffreiheit bei der Selbstanzeige von Steuer-
hinterziehung aus. Für die AWO ist eine bewuss-
te Steuerhinterziehung kein Kavaliersdelikt und 
muss konsequent verfolgt werden. Zu prüfen ist, 
inwieweit Rentnerinnen und Rentner möglicher-
weise durch Informationskampagnen zur nachge-
lagerten Besteuerung vor Strafverfolgung bewahrt 
werden können. Sie haben die Pfl icht, eine Steu-
ererklärung vorzunehmen. Es gab jedoch in Be-
ratungsstellen Hinweise darauf, dass es an dieser 
Stelle Informationsdefi zite geben könnte. Im Kern 
gilt jedoch: Wer Einrichtungen des Staates nutzt 
und dennoch dem Staat über einen längeren Zeit-
raum Steuern vorenthält, ist strafrechtlich zu be-
langen. 
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Schuldenbremse lockern 

Letztlich engt die Schuldenbremse politische Ge-
staltungs- und Handlungsspielräume ein und geht 
zudem zu Lasten sozialer Maßnahmen. Zwar be-
fürwortet die AWO das Ziel, die öffentlichen Haus-
halte auszugleichen. Dies muss jedoch durch eine 
gerechtere Steuerpolitik erfolgen. Fraglich ist zu-
dem, ob eine antizyklische Haushaltspolitik noch 
möglich ist. Die Regierung argumentiert, dass die-
se Flexibilität gegeben sei. DGB und verschiede-
ne Gutachten ziehen diese Annahme jedoch er-
heblich in Zweifel. Bei längeren konjunkturellen 
Schwächephasen würde eine Sparpolitik eine Re-
zession somit noch befördern (siehe zum Beispiel 
den Aufruf „Die Schuldenbremse gefährdet die 
gesamt-wirtschaftliche Stabilität und die Zukunft 
unserer Kinder“ von den Volkswirtschaftsprofes-
soren Bofi nger und Horn). Daher ist die Schulden-
bremse zu lockern und zu fl exibilisieren. Ein bun-
desgesetzlich geregeltes Konsolidierungskonzept, 
das die Rückzahlung von Schulden bei guter kon-
junktureller Lage vorschreibt, muss an die Stelle 
der starren Schuldenbremse treten. 

Kommunen stärken, Einnahmen verbreitern 

Sozialpolitik wird vor allem vor Ort geleistet – von 
und mit den Kommunen. Deren vielfach prekä-
re Finanzlage ist durch ein Maßnahmebündel un-
mittelbar aufzubessern, damit Handlungsfähig-
keit hergestellt wird. Die AWO fordert den Umbau 
der Gewerbesteuer zu einer kommunalen Wirt-
schaftssteuer. Nach den einschlägigen Konzep-
ten im Zusammenhang mit einer solchen Reform 
soll durch eine Einbeziehung gewinnunabhän-
giger Elemente (z. B. Zinsen und Mieten) die Be-
messungsgrundlage verbreitert werden. Zudem 
ist die Steuer von all denen zu entrichten, die als 
Wirtschaftssubjekte von städtischen Infrastruktur-
leistungen profi tieren, also beispielsweise auch 
von Freiberufl ern sowie von Land- und Forst-

wirtschaft. So wird eine dauerhafte und weniger 
konjunkturabhängige Einnahmebasis gesichert 
und die lokale Abhängigkeit von einer einseiti-
gen Wirtschaftsstruktur verringert. Die AWO fordert 
darüber hinaus eine dauerhafte Beteiligung des 
Bundes an weiteren Sozialausgaben, z. B. durch 
eine Erhöhung des Bundesanteils an den Kosten 
der Unterkunft, beim Ausbau der Kindertagesbe-
treuung, bei der Eingliederungshilfe sowie den 
Hilfen für Erziehung für Kinder und Jugendliche. 
Um die Rechte der Kommunen zu stärken, for-
dert die AWO konkret eine Ergänzung der Selbst-
verwaltungsgarantie der Kommunen in Art. 28 GG 
durch eine 

• Garantie der Mindestfi nanzausstattung; 

• klare Regelungen für garantierte Zins- und 
Tilgungshilfen durch die Länder; 

• einen Ausgleich für Mehrbelastungen bei zu-
sätzlichen Aufgabenübertragungen; 

• eine Aufhebung des sog. Kooperationsver-
botes zwischen Bund und Kommunen, ins-
besondere bei Zukunftsinvestitionen für Bil-
dung, Umwelt und Soziales; 

• bundes- und landesgesetzliche Regelungen 
zur „Konnexität“, die verhindern, dass Kos-
ten von Gesetzesvorhaben weiterhin auf die 
Kommunen abgewälzt werden können; 

• verbesserte Anhörungsrechte in allen Gesetz-
gebungsverfahren, von denen die Kommunen 
direkt aber auch indirekt tangiert sind. 
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Subsidiarität hat Zukunft 

Subsidiarität heißt auch eine Wiederverlagerung 
von Aufgaben, Kompetenzen und Ressourcen auf 
die kommunale Ebene. Kommunen müssen in die 
Lage versetzt werden, Daseinsvorsorge zu organi-
sieren und soziale Angebote vor Ort sicherzustel-
len. Dabei brauchen Kommunen die Freie Wohl-
fahrtspfl ege als Partnerin, die Mitverantwortung 
in der kommunalen Daseinsvorsorge übernimmt. 
In diesem Sinne sind Veränderungen der Rah-
menbedingungen für die sozialstaatliche Leis-
tungserbringung unumgänglich. Die Verankerung 
von Effi zienz und betriebswirtschaftlichen Metho-
den kann mittlerweile als abgeschlossen gelten. 
Alle AWO-Einrichtungen haben die Aufgabe, ver-
antwortlich mit den bereitgestellten Mitteln um-
zugehen. Damit sie aber ihrer zivilgesellschaftli-
chen Rolle einerseits und ihrer Rolle als qualitativ 
hochwertiger Dienstleistungserbringer anderer-
seits gerecht werden kann, fordert die AWO Ver-
änderungen der vertraglichen Grundlagen und 
einen Wiederaufbau struktureller Förderung, die 
eine Revitalisierung des Subsidiaritätsprinzips er-
möglichen. 

II.2 In den Sozialstaat investieren! 

Bildung und Betreuung verbessern 

In diesem Bereich ist vor allem ein qualitativer 
Ausbau anzustreben mit Investitionen in Perso-
nal, Ausstattung, in Maßnahmen zur Inklusion, 
Bildung (gerechte Bildung, Bildung für Nachhal-
tigkeit, Elternbildung). So geht beispielsweise der 
Kita-Ausbau viel zu schleppend voran. Die Ein-
nahmen aus der FTS sind unter anderem dafür zu 
verwenden, den Ausbau sicherzustellen. Mit rund 
zwei Milliarden Euro pro Jahr könnten bereits 
rund 50.000 Fachkräfte mehr fi nanziert werden. 
Zudem ist sicherzustellen, dass es ein kostenlo-
ses Angebot an qualitativ hochwertigen Kitas und 
Kindertagespfl ege gibt, die das Mittagessen mit 
einschließt. 

Teilhabechancen für alle Kinder herstellen 

Neben dem quantitativen und qualitativen Aus-
bau der Infrastruktur gilt es zum anderen, die 
materielle Situation von Familien mit Kindern zu 
verbessern. Trotz einer Vielzahl familienpoliti-
scher Leistungen sind fast 20 Prozent der Kinder 
in Deutschland von Armut betroffen sind. Viele 
Leistungen kommen nicht dort an, wo sie wirklich 
benötigt werden: bei den Familien im unteren 
Einkommensbereich und bei Familien, die von 
SGB-II-Leistungen leben. Die Arbeiterwohlfahrt 
fordert daher einen Paradigmenwechsel bei der 
Familienförderung und setzt sich für eine sozial 
gerechte Kindergrundsicherung von 536 Euro pro 
Monat ein, die sich am steuerlichen Existenzmini-
mum orientiert und entsprechend der Leistungs-
fähigkeit der Eltern besteuert werden soll. 

1514



Solidarischer Sozialstaat

In den sozialen Wohnungsbau investieren 

Gerade in Ballungsgebieten fehlt bezahlba-
rer Wohnraum für Menschen mit geringem Ein-
kommen. So gibt es in Deutschland nur noch 
1,6 Millionen Sozialwohnungen. Dem stehen 5,6 
Millionen Haushalte mit geringem Einkommen 
gegenüber, die Anspruch auf eine Sozialwohnung 
haben. Jährlich werden es 100.000 Sozialwoh-
nungen weniger, weil Belegungsbindungen aus-
laufen. Um wenigstens den Bestand zu halten, 
müssen jährlich mindestens 50.000 Sozialwoh-
nungen zusätzlich gebaut und mindestens 50.000 
Belegungsbindungen erworben werden. 

Den Sozialraum erneuern 

Das bestehende und in der Vergangenheit sehr er-
folgreiche Programm „Soziale Stadt“, das in sei-
ner ursprünglichen Form sehr positive Wirkun-
gen hatte, ist zu erneuern und fi nanziell wieder 
angemessen auszustatten. Das Programm för-
dert z. B. sozial-integrative Projekte und vermin-
dert Bildungsdefi zite der Kinder gemeinsam mit 
den Eltern, auch von Migrantinnen und Migranten 
sowie Flüchtlingen. Mit den Mitteln aus den Ein-
nahmen der FTS ist eine Mittelaufstockung für das 
Programm zu gewährleisten und zu verstetigen. 
Ebenso ist die Schulsozial- und Jugendsozialarbeit 
sowie die stadtteilbezogene Vernetzungsarbeit zu 
stärken. 

Arbeitsmarkt reformieren 

Von großer Bedeutung sind Reformen am Arbeits-
markt. Die AWO fordert 

• die Einführung eines fl ächendeckenden Min-
destlohns von 8,50 Euro, 

• die Eindämmung von Minijobs, Zeitarbeit, 
Werkverträgen und sachgrundlosen Befris-
tungen, 

• verbindliche Entgeltgleichheit für Frauen und 
Männer bei gleicher Tätigkeit, 

• eine verbindliche Quotenregelung, 

• eine Stärkung von Tarifverträgen. 

Nur, wenn die Arbeitsmärkte wieder auskömm-
liche und kontinuierliche Erwerbsbiografi en er-
möglichen, ist ein weiteres Auseinanderdriften der 
Gesellschaft aufzuhalten. Daher sind Reformen in 
diesem Bereich von besonderer Bedeutung. 

Arbeitsmarktpolitik stärken 

Der Eingliederungstitel SGB II ist wieder auf das 
Niveau von 2010 zu erhöhen. Nur eine nachhaltig 
fi nanzierte Arbeitsmarktpolitik ermöglicht nach-
haltige Qualifi zierungs- und Beschäftigungsmaß-
nahmen im Interesse der Erwerbslosen. Die Ins-
trumente sind so auszubauen, dass ein sozialer 
Arbeitsmarkt möglich ist. Die AWO hat dazu ein 
mehrstufi ges durchlässiges Konzept entwickelt, 
das die dringend nötige Betreuung und Coachin-
gelemente vorsieht. Auch die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspfl ege spricht 
sich dafür aus (Broschüre zum Sozialen Arbeits-
markt, online abrufbar unter: http://www.awo-
informationsservice.org). Dringend erforderlich 
sind auch Investitionen in das sogenannte Über-
gangssystem. Nach Angaben des DGB verharren 
in der Gruppe der 20- bis 34-Jährigen insgesamt 
2,21 Millionen Menschen ohne Berufsabschluss – 
Tendenz steigend. Die Einnahmen aus der FTS sind 
heranzuziehen, um Bildungsmaßnahmen für Ju-
gendliche ohne berufl iche Perspektive sowie ge-
zielt für obdachlose Jugendliche (ca. 24.000), jun-
ge Flüchtlinge und Nachqualifi zierungen für junge 
Erwachsene ohne Ausbildung (1,44 Millionen) zu 
fi nanzieren. Insgesamt sind 0,75 Milliarden Euro 
in diese Präventionsmaßnahmen zu investieren. 

Grundsicherung verbessern 

Das System der Grundsicherung ist an mehre-
ren Punkten zu überarbeiten. Die Berechnung 
der SGB-II-Regelbedarfe muss neu angesetzt und 
die Berechnungsgrundlage um qualitative Erhe-
bungen ergänzt werden. Die AWO ist sicher, dass 
das bedarfsdeckende Existenzminimum heute im 
Grunde nicht unter 450 Euro liegen kann. Im SGB II 
ist die Frage der Zumutbarkeit von Arbeitsangebo-
ten für Arbeitsuchende neu in den Blick zu neh-
men. Derzeitige Praxis im SGB II ist das Prinzip: 
„Jede Arbeit ist zumutbar“. Die AWO fordert, die 
Zumutbarkeit auch an Faktoren wie der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, der Nähe zum 
Wohnort und vor allem an einer auskömmlichen 
Entlohnung auszurichten. Ein weiteres Problem 
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aus Sicht der AWO sind die Sanktionen im SGB-II-
Bezug für Jugendliche. Besonders junge Menschen 
könnten extrem schnell mit der Streichung der 
gesamten Leistungen sanktioniert werden. Dabei 
muss sich eine gerechte Sozialpolitik der Jugend-
lichen annehmen und nach den Hintergründen 
fragen, statt primär Sanktionen und möglichen 
Leistungsmissbrauch im Blick zu haben. Die AWO 
fordert bei einer grundlegenden Überarbeitung 
des Sanktionsinstrumentariums die verschärften 
Sanktionen für unter-25-jährige zu streichen und 
stattdessen besondere Hilfen vorzusehen. Die Be-
treuung in den Jobcentern muss verbessert wer-
den. Es fehlt derzeit an Qualifi kation und Zeit, die 
Problemlagen der Betroffenen zu erkennen. 

Rentenversicherung stärken 

Die beitragsfi nanzierte Rentenversicherung ist zu 
stärken. Die Senkung des Rentenniveaus durch die 
sogenannten „Dämpfungsfaktoren“ ist weit über 
ein vertretbares und weit über das versprochene 
Maß hinausgegangen. Die kapitalgedeckte Alters-
vorsorge trägt im Grunde nicht zur Vermeidung 
von Altersarmut bei (siehe hierzu Ergebnisse der 
Netzwerkgruppe Altersarmut beim Verbraucher-
zentrale Bundesverband). Ein Umsteuern ist für 
die AWO unumgänglich. Dazu werden Leistungs-
verbesserungen in der Rentenversicherung, wie 
z. B. ein Streichen der Dämpfungsfaktoren und 
auch paritätisch fi nanzierte Beitragserhöhungen 
nötig sein. Zur Armutsvermeidung sind Konzep-
te nötig, die eine bessere Absicherung von Men-
schen mit niedrigen Einkommen vorsehen. 

III. Mehr Vertrauen in den Sozialstaat schaffen heißt 
Demokratie absichern 

Die hier geforderten Reformen und Veränderun-
gen helfen direkt und unmittelbar allen Mitglie-
dern der Gesellschaft. Soziale Probleme und de-
ren Auswirkungen beeinfl ussen alle Menschen, 
unabhängig von Herkunft, Einkommen und 
Schicht. Dass Ungleichheit zu gravierenden Prob-
lemen und Einschränkungen für alle Teile der Ge-
sellschaft führt, belegen beispielsweise Wilkinson 
und Pickett in einer 2010 veröffentlichten Studie. 
Sie zeigen wie frühere Studien auch schon, dass 
unabhängig von Einkommen und Bildungsstand 
der Personen (!) der Gesundheitszustand in un-
gleichen Ländern insgesamt deutlich schlechter ist 
als in Ländern, die ein höheres Maß an Gleichheit 
aufweisen. Insgesamt steigt die Lebenserwartung 
in gleicheren Gesellschaften für Alle. Das gilt auch 
für die Bildung: Die Lese-Schreib-Kompetenz von 
Kindern ist insgesamt in den Ländern am höchs-
ten, in denen Einkommen und Vermögen am we-
nigsten ungleich verteilt sind. Die beiden Wis-
senschaftler belegen auch, dass die Sicherheit 
in ungleichen Gesellschaften deutlich abnimmt, 
dass Mordraten und Gewaltbereitschaft steigen. 
Es geht hier um den Erhalt eines solidarischen So-
zialstaats und um den Zusammenhalt der Gesell-
schaft insgesamt. Die AWO ist sich sicher, dass al-
le Menschen in unserem Land so leben möchten, 

dass sie nicht ständig in Sorge um ihre Familien, 
Kinder und sich selbst leben müssen. Sie brau-
chen einen soliden und gut ausgebauten Sozial-
staat, in dem sie sich einbringen und engagie-
ren können und wollen. Dass sich dies auch in 
den Einstellungen vieler Menschen widerspiegelt, 
zeigen die Hintergrund Analysen zum 4. Armuts- 
und Reichtumsbericht, die vom Kölner ISG und der 
aproxima Gesellschaft für Markt- und Sozialfor-
schung in Weimar durchgeführt wurden. Daraus 
geht hervor, dass die Auffassung, dass Armut vor 
allem das Ergebnis der Ungerechtigkeit unserer 
Gesellschaft ist, durchaus verbreitet ist. Rund 40 
Prozent der Befragten äußern sich in dieser Wei-
se. Fast 80 Prozent stimmen der Aussage voll oder 
eher zu, dass zu großer Reichtum zu Spannungen 
und Problemen in der Gesellschaft führen. Ein 
weiteres Auseinanderdriften der Gesellschaft hat 
daher unabsehbare Konsequenzen für das demo-
kratische System in unserem Land. Der Sozialstaat 
ist ohne Zweifel eine der wichtigsten Quellen der 
Legitimität der Demokratie in Deutschland. Als 
Kern des bundesrepublikanischen Sozialstaats 
wird die Absicherung der Bürgerinnen und Bür-
ger bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, im Alter und in 
Notsituationen bezeichnet. Umfragen zeigen, dass 
den Bürgerinnen und Bürgern diese Absicherung 
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sehr wichtig ist. Insofern sind auch die in den 
letzten Jahren immer weiter gekürzten Leistungen 
des deutschen Sozialstaats in Verbindung zu brin-
gen mit sinkenden Werten bei der Beurteilung des 
Funktionierens der Demokratie. Gerade bei Men-
schen mit niedrigen oder ohne Einkommen macht 
sich immer mehr Politik- und Parteienverdros-
senheit breit, die allzu leicht in Demokratiever-
drossenheit umschlagen kann (siehe Datenreport 

2011 des Statistischen Bundesamts und Report für 
die FES von Serge Embacher 2011). In diesem Sin-
ne sind die AWO-Forderungen weit mehr als ein 
Ausdruck der Vertretung ihrer anwaltschaftlichen 
Funktion gegenüber benachteiligten Menschen. 
Ihre Umsetzung ist ein unverzichtbarer Beitrag zu 
einem solidarischen Land, einer offenen Gesell-
schaft und einer funktionsfähigen Demokratie!
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